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Einigungsstelle für Wettbewerbsstreitigkeiten 

Ansprechpartner: Sandra Nützel 

  nützel@bayreuth.ihk.de   0921 886-213   März 2023 

 

 

Rechtsgrundlagen 
 

Die Einigungsstelle ist aufgrund des § 15 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) 

(vgl. Anlage) durch Verordnung der Bayerischen Staatsregierung vom 17. Mai 1988 (vgl. Anlage) 

errichtet. Ihre Geschäfte führt die Industrie- und Handelskammer für Oberfranken Bayreuth. 

 

Zweck 
 

Die Einigungsstelle hat die Aufgabe, bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in denen ein Anspruch 

aufgrund des UWG geltend gemacht wird, sofern die geschäftlichen Handlungen den geschäftlichen 

Verkehr mit Verbrauchern betreffen, einen gütlichen Ausgleich anzustreben (§ 15 Abs. 3 Satz 2 

UWG). 

 

Bei den sonstigen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten aufgrund des UWG kann die Einigungsstelle 

angerufen werden, wenn der Gegner zustimmt (§ 15 Abs. 3 Satz 1 UWG). 

 

Antragsberechtigt sind Unternehmer, die mit einem oder mehreren Unternehmen als Anbieter oder 

Nachfrager von Waren oder Dienstleistungen in einem konkreten Wettbewerbsverhältnis stehen (§ 

8 Abs. 3 Nr. 1 UWG), rechtsfähige Verbände zur Förderung gewerblicher Interessen (§ 8 Abs. 3 Nr. 

2 UWG) sowie Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern (§ 8 Abs. 3 Nr. 4 UWG) und 
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andere berufsständische Körperschaften des öffentlichen Rechts. Außerdem können Verbraucher-

verbände die Einigungsstelle anrufen (§ 8 Abs. 3 Nr. 3 UWG). 

 

Nach § 8 Abs. 4 UWG können rechtsfähige Verbände zur Förderung gewerblicher Interessen (§ 8 

Abs. 3 Nr. 2 UWG) und Verbraucherverbände (§ 8 Abs. 3 Nr. 3) Ansprüche nicht geltend machen, 

solange ihre Eintragung ruht.  

 

Örtliche Zuständigkeit 
 

Die Einigungsstelle ist zuständig, wenn der Antragsgegner seine gewerbliche Niederlassung oder in 

Ermangelung einer solchen, seinen Wohnsitz (§ 14 UWG) im Bezirk der Industrie- und Handelskam-

mer für Oberfranken Bayreuth hat. 

 

Die Einigungsstelle ist auch zuständig, wenn die Wettbewerbshandlung im Bezirk der Industrie- und 

Handelskammer für Oberfranken Bayreuth begangen worden ist. Für Anträge, die von den in § 8 

Abs. 3 Nr. 2 bis 4 UWG genannten Institutionen (z. B. Verbände und Kammern) gestellt werden, gilt 

dies jedoch nur dann, wenn der Antragsgegner im Inland weder eine gewerbliche Niederlassung 

noch einen Wohnsitz hat. 

 

Besetzung 
 

Die Einigungsstelle tritt in der Besetzung mit einer vorsitzenden Person, die Volljurist sein muss, und 

zwei beisitzenden Personen, die sachverständige Unternehmer sind, zusammen. 

 

Anträge 
 

Die Einigungsstelle wird nur auf Antrag tätig. 

 

Anträge sind schriftlich mit Begründung in fünffacher Fertigung unter Bezeichnung der Beweismittel 

und Beifügung etwa vorhandener Urkunden oder sonstiger Beweismittel bei der Geschäftsstelle der 

Einigungsstelle einzureichen. 

 

Verhandlung 
 

Die Verhandlung ist nicht öffentlich. 

 

Die Parteien sollen persönlich anwesend sein, da dies der Aufklärung des Sachverhalts und einer 

gütlichen Einigung förderlich ist. Grundsätzlich ist eine Vertretung durch Bevollmächtigte zulässig. 

Der Bevollmächtigte hat eine schriftliche Vollmacht vorzulegen, aus der hervorgeht, dass er zur Auf-

klärung des Sachverhaltes in der Lage und zur Abgabe von Erklärungen, insbesondere zum Ab-

schluss eines Vergleichs, ermächtigt ist. 
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Die vorsitzende Person kann das persönliche Erscheinen der Parteien anordnen. Gegen eine un-

entschuldigt ausbleibende Partei kann die Einigungsstelle ein Ordnungsgeld festsetzen. 

 

Ergebnis des Verfahrens 
 

Gelingt der gütliche Ausgleich, so wird er in einem besonderen Schriftstück, das von den Mitgliedern 

der Einigungsstelle sowie von den Parteien zu unterschreiben ist, niedergelegt. Aus dem zustande 

gekommenen Vergleich kann vollstreckt werden, als wäre er vor einer staatlich anerkannten Güte-

stelle geschlossen. 

Ist eine Einigung nicht erzielbar, stellt die Einigungsstelle dies fest. Es bleibt dann den Parteien 

überlassen, gerichtliche Hilfe in Anspruch zu nehmen. 

 

Auslagen im Verfahren 
 

Für das Verfahren vor der Einigungsstelle werden Auslagen entsprechend den Vorschriften des Ge-

richtskostengesetzes erhoben. Die Einzelheiten regelt § 8 der Einigungsstellenverordnung. 
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§ 15 Einigungsstellen 
 

 

(1) Die Landesregierungen errichten bei Industrie- und Handelskammern Einigungsstellen zur Beilegung von bürgerlichen 

Rechtsstreitigkeiten, in denen ein Anspruch auf Grund dieses Gesetzes geltend gemacht wird (Einigungsstellen). 

 

(2) Die Einigungsstellen sind mit einer vorsitzenden Person, die die Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen 

Richtergesetz hat, und beisitzenden Personen zu besetzen. Als beisitzende Personen werden im Falle einer Anrufung 

durch eine nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 zur Geltendmachung eines Unterlassungsanspruchs berechtigte qualifizierte Einrichtung 

Unternehmer und Verbraucher in gleicher Anzahl tätig, sonst mindestens zwei sachverständige Unternehmer. Die vorsit-

zende Person soll auf dem Gebiet des Wettbewerbsrechts erfahren sein. Die beisitzenden Personen werden von der 

vorsitzenden Person für den jeweiligen Streitfall aus einer alljährlich für das Kalenderjahr aufzustellenden Liste berufen. 

Die Berufung soll im Einvernehmen mit den Parteien erfolgen. Für die Ausschließung und Ablehnung von Mitgliedern der 

Einigungsstelle sind die §§ 41 bis 43 und § 44 Abs. 2 bis 4 der Zivilprozessordnung entsprechend anzuwenden. Über das 

Ablehnungsgesuch entscheidet das für den Sitz der Einigungsstelle zuständige Landgericht (Kammer für Handelssachen 

oder, falls es an einer solchen fehlt, Zivilkammer). 

 

(3) Die Einigungsstellen können bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, in denen ein Anspruch auf Grund dieses Gesetzes 

geltend gemacht wird, angerufen werden, wenn der Gegner zustimmt. Soweit die geschäftlichen Handlungen Verbraucher 

betreffen, können die Einigungsstellen von jeder Partei zu einer Aussprache mit dem Gegner über den Streitfall angerufen 

werden; einer Zustimmung des Gegners bedarf es nicht. 

 

(4) Für die Zuständigkeit der Einigungsstellen ist § 14 entsprechend anzuwenden. 

 

(5) Die der Einigungsstelle vorsitzende Person kann das persönliche Erscheinen der Parteien anordnen. Gegen eine un-

entschuldigt ausbleibende Partei kann die Einigungsstelle ein Ordnungsgeld festsetzen. Gegen die Anordnung des per-

sönlichen Erscheinens und gegen die Festsetzung des Ordnungsgeldes findet die sofortige Beschwerde nach den Vor-

schriften der Zivilprozessordnung an das für den Sitz der Einigungsstelle zuständige Landgericht (Kammer für Handelssa-

chen oder, falls es an einer solchen fehlt, Zivilkammer) statt. 

 

(6) Die Einigungsstelle hat einen gütlichen Ausgleich anzustreben. Sie kann den Parteien einen schriftlichen, mit Gründen 

versehenen Einigungsvorschlag machen. Der Einigungsvorschlag und seine Begründung dürfen nur mit Zustimmung der 

Parteien veröffentlicht werden. 

 

(7) Kommt ein Vergleich zustande, so muss er in einem besonderen Schriftstück niedergelegt und unter Angabe des Tages 

seines Zustandekommens von den Mitgliedern der Einigungsstelle, welche in der Verhandlung mitgewirkt haben, sowie 

von den Parteien unterschrieben werden. Aus einem vor der Einigungsstelle geschlossenen Vergleich findet die Zwangs-

vollstreckung statt; § 797a der Zivilprozessordnung ist entsprechend anzuwenden. 

 

(8) Die Einigungsstelle kann, wenn sie den geltend gemachten Anspruch von vornherein für unbegründet oder sich selbst 

für unzuständig erachtet, die Einleitung von Einigungsverhandlungen ablehnen. 

 

(9) Durch die Anrufung der Einigungsstelle wird die Verjährung in gleicher Weise wie durch Klageerhebung gehemmt. 

Kommt ein Vergleich nicht zustande, so ist der Zeitpunkt, zu dem das Verfahren beendet ist, von der Einigungsstelle 

festzustellen. Die vorsitzende Person hat dies den Parteien mitzuteilen. 

 

(10) Ist ein Rechtsstreit der in Absatz 3 Satz 2 bezeichneten Art ohne vorherige Anrufung der Einigungsstelle anhängig 

gemacht worden, so kann das Gericht auf Antrag den Parteien unter Anberaumung eines neuen Termins aufgeben, vor 

diesem Termin die Einigungsstelle zur Herbeiführung eines gütlichen Ausgleichs anzurufen. In dem Verfahren über den 

Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung ist diese Anordnung nur zulässig, wenn der Gegner zustimmt. Absatz 8 

ist nicht anzuwenden. Ist ein Verfahren vor der Einigungsstelle anhängig, so ist eine erst nach Anrufung der Einigungsstelle 

erhobene Klage des Antragsgegners auf Feststellung, dass der geltend gemachte Anspruch nicht bestehe, nicht zulässig. 

 

(11) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die zur Durchführung der vorstehenden Bestim-

mungen und zur Regelung des Verfahrens vor den Einigungsstellen erforderlichen Vorschriften zu erlassen, insbesondere 

über die Aufsicht über die Einigungsstellen, über ihre Besetzung unter angemessener Beteiligung der nicht den Industrie- 

und Handelskammern angehörenden Unternehmern (§ 2 Abs. 2 bis 6 des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts 

der Industrie- und Handelskammern in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 701-1, veröffentlichten be-

reinigten Fassung) und über die Vollstreckung von Ordnungsgeldern sowie Bestimmungen über die Erhebung von 

https://dejure.org/gesetze/UWG/8.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/41.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/43.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/44.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/797a.html
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Auslagen durch die Einigungsstelle zu treffen. Bei der Besetzung der Einigungsstellen sind die Vorschläge der für ein 

Bundesland errichteten, mit öffentlichen Mitteln geförderten Verbraucherzentralen zur Bestimmung der in Absatz 2 Satz 2 

genannten Verbraucher zu berücksichtigen. 

 

(12) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 kann in den Ländern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-

Anhalt und Thüringen die Einigungsstelle auch mit einem Rechtskundigen als Vorsitzendem besetzt werden, der die Be-

fähigung zum Berufsrichter nach dem Recht der Deutschen Demokratischen Republik erworben hat.  

 

 

 

 

 

§ 8 Beseitigung und Unterlassung 
 

 

(1) Wer eine nach § 3 oder § 7 unzulässige geschäftliche Handlung vornimmt, kann auf Beseitigung und bei Wiederho-

lungsgefahr auf Unterlassung in Anspruch genommen werden. Der Anspruch auf Unterlassung besteht bereits dann, wenn 

eine derartige Zuwiderhandlung gegen § 3 oder § 7 droht. 

 

(2) Werden die Zuwiderhandlungen in einem Unternehmen von einem Mitarbeiter oder Beauftragten begangen, so sind 

der Unterlassungsanspruch und der Beseitigungsanspruch auch gegen den Inhaber des Unternehmens begründet. 

 

(3) Die Ansprüche aus Absatz 1 stehen zu: 

 

 1.  jedem Mitbewerber, der Waren oder Dienstleistungen in nicht unerheblichem Maße und nicht nur gelegentlich ver-

treibt oder nachfragt,   

 

2.  denjenigen rechtsfähigen Verbänden zur Förderung gewerblicher oder selbstständiger beruflicher Interessen, die 

in der Liste der qualifizierten Wirtschaftsverbände nach § 8b eingetragen sind, soweit ihnen eine erhebliche Zahl 

von Unternehmern angehört, die Waren oder Dienstleistungen gleicher oder verwandter Art auf demselben Markt 

vertreiben, und die Zuwiderhandlung die Interessen ihrer Mitglieder berührt, 

 

3.  den qualifizierten Einrichtungen, die in der Liste der qualifizierten Einrichtungen nach § 4 des Unterlassungskla-

gengesetzes eingetragen sind, oder den qualifizierten Einrichtungen aus anderen Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Union, die in dem Verzeichnis der Europäischen Kommission nach Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 

2009/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 über Unterlassungsklagen zum 

Schutz der Verbraucherinteressen (ABl. L 110 vom 1.5.2009, S. 30), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 

302/2018 (ABl. L 60I vom 2.3.2018, S. 1) geändert worden ist, eingetragen sind, 

 

4.  den Industrie- und Handelskammern, den nach der Handwerksordnung errichteten Organisationen und anderen 

berufsständischen Körperschaften des öffentlichen Rechts im Rahmen der Erfüllung ihrer Aufgaben sowie den 

Gewerkschaften im Rahmen der Erfüllung ihrer Aufgaben bei der Vertretung selbstständiger beruflicher Interes-

sen. 

 

(4) Stellen nach Absatz 3 Nummer 2 und 3 können die Ansprüche nicht geltend machen, solange ihre Eintragung ruht. 

 

(5) § 13 des Unterlassungsklagengesetzes ist entsprechend anzuwenden; in § 13 Abs. 1 und 3 Satz 2 des Unterlassungs-

klagengesetzes treten an die Stelle der dort aufgeführten Ansprüche nach dem Unterlassungsklagengesetz die Ansprüche 

nach dieser Vorschrift. Im Übrigen findet das Unterlassungsklagengesetz keine Anwendung, es sei denn, es liegt ein Fall 

des § 4e des Unterlassungsklagengesetzes vor. 

https://dejure.org/gesetze/UWG/3.html
https://dejure.org/gesetze/UWG/7.html
https://dejure.org/gesetze/UWG/3.html
https://dejure.org/gesetze/UWG/7.html
https://dejure.org/gesetze/UKlaG/13.html
https://dejure.org/gesetze/UKlaG/13.html
https://dejure.org/gesetze/UKlaG/4e.html
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Verordnung über Einigungsstellen 
zur Beilegung bürgerlicher Rechtsstreitigkeiten 

auf Grund des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
(Einigungsstellenverordnung – EinigungsV) 

 

Vom 15. März 2005 (GVBl. Nr. 6/2005, S. 80) 

 
Auf Grund von § 15 Abs. 1 und 11 Satz 1 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 03. Juli 2004 (BGBl I S. 1414) erlässt die Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung: 

Die Verordnung über Einigungsstellen zur Beilegung bürgerlicher Rechtsstreitigkeiten auf Grund des Gesetzes gegen 

den unlauteren Wettbewerb (Einigungsstellenverordnung - EinigungsV) vom 17. Mai 1988 (GVBl. S. 115, BayRS 7032-2-

W) wird wie folgt geändert: 

 

§ 1 

Errichtung und Geschäftsführung 

(1) Bei den Industrie- und Handelskammern werden 
Einigungsstellen zur Beilegung bürgerlicher 
Rechtsstreitigkeiten, in denen ein Anspruch auf 
Grund des Gesetzes gegen den unlauteren Wett-
bewerb geltend gemacht wird, errichtet. 

(2) Die Industrie- und Handelskammern führen die 
Geschäfte der Einigungsstellen. 

§ 2 

Aufsicht 

Die Aufsicht über die Einigungsstellen übt das Staats-

ministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und 

Energie (Aufsichtsbehörde) aus. 

§ 3 

Besetzung 

(1) Die Einigungsstellen entscheiden in der Beset-
zung mit einer vorsitzenden Person und zwei bei-
sitzenden Personen. 

(2) Die Industrie- und Handelskammer beruft nach 
Anhörung der beteiligten Handwerkskammern 
und der in Bayern errichteten, mit öffentlichen 
Mitteln geförderten Verbraucherorganisationen 
auf die Dauer von fünf Jahren die vorsitzende 
Person und mindestens eine Person, die diese 
vertritt. Sie kann die Berufung zurücknehmen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 

(3) Die Industrie- und Handelskammer beruft sach-
kundige Unternehmer und Verbraucher auf die 
Dauer von fünf Jahren als beisitzende Personen. 
Als Unternehmer gelten auch Mitglieder vertre-
tungsberechtigter Organe, Prokuristen und Hand-
lungsbevollmächtigte. Die Industrie- und Han-
delskammer hat bei der Erstellung der Liste der 
beisitzenden Personen Vorschläge der beteilig-
ten Handwerkskammern und der in Bayern er-
richteten, mit öffentlichen Mitteln geförderten Ver-
braucherschutzorganisationen einzuholen und zu 

berücksichtigen. 

 

(4) Die Liste der beisitzenden Personen ist im Mittei-
lungsblatt der Industrie- und Handelskammer be-
kanntzumachen und in der Geschäftsstelle zur 
Einsicht aufzulegen. 

§ 4 

Anträge 

Anträge sind schriftlich mit Begründung in fünffacher 

Fertigung unter Bezeichnung der Beweismittel und un-

ter Beifügung etwa vorhandener Urkunden in Urschrift 

oder Abschrift und sonstiger Beweisstücke einzu-

reichen; sie können auch zur Niederschrift der Eini-

gungsstelle gestellt werden. 

§ 5 

Einigungsverhandlung 

(1) Die Verhandlung ist nicht öffentlich; die vorsit-
zende Person kann bei Vorliegen eines berechtig-
ten Interesses Dritten die Anwesenheit gestatten. 
§ 128 Abs. 1 und § 136 der Zivilprozessordnung 
(ZPO) gelten sinngemäß. 

(2) Die Einigungsstelle kann Auskunftspersonen an-
hören, die freiwillig vor ihr erscheinen. Die Beeidi-
gung solcher Personen oder einer Partei ist nicht 
zulässig. 

§ 6 

Verfahren 

(1) Die vorsitzende Person bestimmt den Termin zur 
mündlichen Verhandlung. Die Ladungsfrist beträgt 
mindestens drei Tage. Sie kann von der vorsitzen-
den Person abgekürzt oder verlängert werden, 
wenn erhebliche Gründe glaubhaft gemacht sind. 
§§ 214, 216 Abs. 2 und § 224 Abs. 3 ZPO gelten 

entsprechend. 

(2) Für das persönliche Erscheinen einer Partei gilt § 
141 ZPO sinngemäß. Ordnungsgelder werden 
von der Industrie- und Handelskammer wie Bei-
träge eingezogen und beigetrieben. 
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(3) Die Beschlüsse der Einigungsstelle werden mit 
Stimmenmehrheit gefasst. Stimmenthaltung ist 

unzulässig. 

(4) Für die Mitglieder der Einigungsstellen gilt die 
Schweigepflicht des § 43 des Deutschen Richter-

gesetzes entsprechend. 

Über jede Verhandlung ist eine Niederschrift zu 
fertigen. Sie soll Ort und Tag der Verhandlung, 
die Bezeichnung der Beteiligten und der bei der 
Verhandlung mitwirkenden Personen, die gestell-
ten Anträge sowie das Ergebnis der Verhandlung 
enthalten. Zu den Verhandlungen kann ein 

Schriftführer zugezogen werden. 

(6) Die Verhandlungsniederschrift ist von der vorsit-
zenden Person und, sofern ein Schriftführer zu-
gezogen worden ist, auch von diesem zu unter-
zeichnen. 

(7) Soweit nicht anderes bestimmt ist, gelten die Vor-
schriften der Zivilprozessordnung über Prozess-
bevollmächtigte und Beistände, über die Rück-
nahme des Antrags sowie über die Zustellung 
von Amts wegen sinngemäß. 
 

§ 7 

Vergütung und Entschädigung 

(1) Die Industrie- und Handelskammer kann der vor-
sitzenden Person der Einigungsstelle eine Vergü-
tung für ihre Tätigkeit gewähren. Die Höhe der 
Pauschalvergütung wird durch Beschluss des 
Präsidiums der Industrie- und Handelskammer 
festgesetzt. Die beisitzenden Personen erhalten 
von der Industrie- und Handelskammer auf An-
trag eine Entschädigung entsprechend den Best-
immungen des Justizvergütungs- und Entschädi-
gungsgesetzes (JVEG). Die Entschädigung setzt 
die vorsitzende Person fest, wenn die beisitzende 
Person oder die Industrie- und Handelskammer 

eine Festsetzung beantragt. 

(2) Auskunftspersonen, die mit Zustimmung der Eini-
gungsstelle erschienen oder angehört worden 
sind, erhalten von der Industrie- und Handels-
kammer auf Antrag eine Entschädigung entspre-
chend den Bestimmungen des Justizvergütungs- 
und Entschädigungsgesetzes (JVEG). Die Ent-
schädigung setzt die vorsitzende Person fest, 
wenn die Auskunftsperson oder die Industrie- und 
Handelskammer eine Festsetzung beantragt. 

 

§ 8 

Auslagen 

(1) Für das Verfahren vor der Einigungsstelle werden 
Auslagen entsprechend den Vorschriften des Ge-
richtskostengesetzes erhoben. Die Auslagen setzt 
die vorsitzende Person fest, wenn eine Partei oder 
die Industrie- und Handelskammer eine Festset-
zung beantragt. 

(2) Über die Pflicht zur Tragung der Auslagen zwi-
schen den Parteien entscheidet die Einigungs-
stelle unter Berücksichtigung des Sach- und 
Streitstandes nach billigem Ermessen, sofern zwi-
schen den Parteien eine gütliche Einigung nicht 
zustande kommt. 

(3) Die Auslagen werden von der Industrie- und Han-
delskammer wie Beiträge eingezogen und beige-
trieben. 

§ 9 

Sofortige Beschwerde 

Gegen Entscheidungen nach § 7 Abs. 1 Satz 3*, Abs. 

2 Satz 2, § 8 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet die sofor-

tige Beschwerde nach den Vorschriften der Zivilpro-

zessordnung an das für den Sitz der Einigungsstelle 

zuständige Landgericht (Kammer für Handelssachen) 

statt. 

§ 10 

Schlussvorschriften 

Diese Verordnung tritt am 01. April 2005 in Kraft 

 

 

* Anm.: Der Verordnungsgeber hat hier eine Angleichung übersehen. Es muss § 7 Abs. 1 Satz 4 heißen. 
 

 


